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20 . 06 . 96 


Antrag 

der Abgeordneten Franziska Eichstädt-Bohlig, Werner Schulz (Berlin), Christine 
Scheei, Antje Hermenau, Andrea Fischer (Berlin), Steffi Lemke, Vera Lengsfeid, Gerd 
Poppe, Margareta Woif (Frankfurt) und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Fördergebietsdarlehen für die Erneuerung des Wohnungsbestandes ostdeutscher 
Eigentümer und für Bauinvestitionen ostdeutscher Gewerbetreibender 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Förderung von Bauinvestitionen in den neuen Ländern muß 
gesichert und verstetigt werden 

Die Förderinstrumente für Wohn- und Gewerbebauten waren bis- 
her das Fördergebietsgesetz, das KfW-Darlehensprogramm (60- 
Mrd. -Programm) und - mit kleineren Volumina - die Städte- 
bauförderung und die Fördermittel für den sozialen Wohnungsbau. 

Das KfW-Darlehensprogramm für Wohnraummodernisierung, bis- 
her das wichtigste Förderinstrument für die Sanierung des ost- 
deutschen Wohnungsbestandes, ist nahezu erschöpft. Wegen 
knapper Haushaltsmittel erscheint eine Fortführung des KfW-Pro- 
gramms (Bundesmittel für Zinsverbilligung gesamt a,b 1996 ff. 
13,8 Mrd. DM; in 1996 l,05Mrd. DM) in gleichem Umfang als 
sehr unwahrscheinlich. 

Das Fördergebietsgesetz wurde zwar im Zuge der Jahressteuer- 
gesetzberatungen um zwei Jahre bis einschließlich 1998 verlän- 
gert. Doch die kurze Restlaufzeit mit veränderten Abschreibesät- 
zen begünstigt weiterhin überhastete Investitionen aus Gründen 
kurzfristiger Steuerersparnis als eine wirtschaftlich und städte- 
baulich sinnvolle Investitionstätigkeit. 

Die Haushaltsmittel der Städtebauförderung und des sozialen 
Wohnungsbaus können die in den nächsten Jahren wegfallenden 
Sonderförderungen nicht ersetzen. Vergleicht man die eingesetz- 
ten regulären Haushaltsmittel des Bundes, so steuern sie heute nur 
rund ein Drittel zum Gesamtfördervolumen bei. Im Zuge von 
absehbaren Haushaltskürzungen werden die ohnehin schon ge- 
ringen Fördervolumina wahrscheinlich weiter reduziert werden. 

Die Arbeitsmarkt- und Konjunkturentwicklung in den neuen Län- 
dern ist zu einem hohen Maß von der Bauwirtschaft abhängig, die 
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bisher als einzige „Konjunkturlokomotive“ fungierte. Mit 18 % al- 
ler Beschäftigten und einem Anteil von 42 % an der realen Brut- 
towertschöpfung im produzierenden Gewerbe (Westdeutschland 
15 %) spielt das Baugewerbe bei der wirtschaftlichen Entwicklung 
Ostdeutschlands eine zentrale Rolle. Für Ende dieses Jahres, spä- 
testens aber für 1997, wird ein starker Einbruch der Baukonjunk- 
tur in den neuen Ländern prognostiziert. Angesichts geringerer 
Steuereinnahmen und knapper öffentlicher Mittel werden auch 
die Länder und Gemeinden ihre Förderprogramme und ihre Inve- 
stitionstätigkeit in den nächsten Jahren stark reduzieren müssen. 

Der absehbare Einbruch der Baukonjunktur in den neuen Ländern 
wird für die Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsentwicklung in den neu- 
en Ländern verheerende Folgen zeitigen. Notwendig sind nicht 
weitere kurzfristig angelegte „Aufschwungprogramme“ sondern 
eine Verstetigung der konjunkturellen Entwicklung und der Inve- 
stitionstätigkeit und eine Konzentration der Fördermittel in ar- 
beitsintensive, ökonomisch und ökologisch sinnvolle Bereiche. Nur 
so können die Voraussetzungen für eine langfristig selbsttragende 
Wirtschaftsentwicklung in den neuen Ländern geschaffen werden. 

Angesichts deutlich reduzierter Haushaltsmittel muß auch zukünf- 
tig privates Kapital für die großen Sanierungsaufgaben in den neu- 
en Ländern mobilisiert werden. 


Weitere Neubauförderung begünstigt Leerstand und 
Zersiedelung 

Das Fördergebietsgesetz hat zwar Kapital für die ostdeutsche Bau- 
wirtschaft in großem Umfang mobilisiert. Im Wohnungsbereich 
wurde jedoch vor allem in hochpreisige Neubauten im Umland der 
Ballungsgebiete investiert, während die Fördergebiets- Abschrei- 
bungen bei der Sanierung der verfallenden Innenstädte kaum und 
in den Plattensiedlungen keinerlei Anstoßwirkung zeitigten. 

Der forcierte Wohnungsneubau, die stagnierende Altbauerneue- 
rung und die rückläufige Bevölkerungsentwicklung führten zu ei- 
nem doppelten Leerstandsproblem und zu beginnender sozialer 
Segregation. Presseberichten zufolge stehen in den neuen Län- 
dern mittlerweile rd. 268 000 Wohnungen leer. Die mit großem Auf- 
wand an Steuersubventionen gebauten Neubauwohnungen kön- 
nen bisher nur schwer vermietetet werden, weil die Mehrheit der 
Bevölkerung sich weder den Eigentumserwerb noch hohe Mieten 
leisten kann. Seit massive Vermietungsprobleme der Neubauten 
zu teilweise starken Mietsenkungen führen, verlassen aber immer 
mehr besserverdienende Mieter die Innenstädte oder die Groß- 
siedlungen, was zu verstärkten Leerständen im Bestand führt. Die 
nur zögerlich instandgesetzten Innenstädte und die Großsiedlun- 
gen können nicht gegen hochwertige Wohnungen am Stadtrand 
konkurrieren, wenn diese preiswert angeboten werden. Eine wei- 
tere Förderung von Wohnungsneubau in den Außenbereichen ist 
deshalb wohnungspolitisch überflüssig und für die Entwicklung 
der Innenstädte und der vorhandenen Wohnungsbestände kon- 
traproduktiv. 
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Zwar soll Anfang 1997 die Förderung für Neubauten abgesenkt 
werden und so eine Präferenz für Altbauerneuerung geschaffen 
werden. Doch ein nennenswerter „Schub" für die Stadt- und Sied- 
lungserneuerung in den neuen Ländern ist dadurch nicht zu er- 
warten. Die Restlaufzeit der Fördergebietsabschreibungen ist mit 
zwei Jahren viel zu kurz bemessen, um wirtschaftlich solide In- 
vestitionen in der Altbauerneuerung in nennenswertem Umfang 
anzustoßen. Die kleinteilige Stadt- und Siedlungserneuerung 
braucht eine langfristig angelegte Förderung. 


Die Amerikanisierung von Siedlungsentwicklung und Gewerbe- 
entwicklung in den neuen Ländern muß gestoppt werden 

Verstärkt durch fehlende überkommunale Planungen und unge- 
klärte Eigentumsverhältnisse in den Innenstädten hat die Gewer- 
beentwicklung in den neuen Ländern fast ausschließlich auf der 
grünen Wiese stattgefunden. Mittlerweile befinden sich zwei Drit- 
tel der Einzelhandelsfläche in den neuen Ländern in Einkaufs- 
zentren oder -märkten außerhalb der Städte, das ist zweieinhalb- 
mal soviel wie in Westdeutschland. Die Großmärkte an der 
Peripherie der Städte verbrauchen weit mehr Flächen als ver- 
gleichbare Gewerbe in der Innenstadt, sie erzeugen ein Vielfaches 
an Verkehr und schaffen einen Bruchteil der Arbeitsplätze, die 
kleinteilige innerstädtische Einzelhandelsbetriebe schaffen wür- 
den. Die großen Verkaufsflächen in der Peripherie begünstigen zu- 
gleich die Konzentration und die Filialisierung des Einzelhandels. 

Die Folge: Die Innenstädte veröden, das sich gerade erst ent- 
wickelnde arbeitsplatzintensive, einheimische Klein- und Mittelge- 
werbe in den Kernstädten kann nicht mit den Großmärkten am 
Stadtrand mithalten. Vor allem in den Klein- und Mittelstädten ste- 
hen selbst in den Kernbereichen Ladenräume in großem Umfang 
leer. Dem innerstädtischen Einzelhandel wird die Existenzgrundla- 
ge entzogen, er hat nicht die Kraft zum Eigentumserwerb und zur 
Sanierung innerstädtischer Wohn- und Gewerbebauten. Ohne den 
Einsatz privaten Kapitals und ein entsprechendes Angebot an städ- 
tischer Infrastruktur verlieren die Innenstädte auch als Wohnort an 
Attraktivität. Dieser Prozeß muß so schnell wie möglich angehalten 
werden, um die Innenstädte als Wohn- und Arbeitsort und als Wirt- 
schaf tsstandort zu reaktivieren. Die bisher eingesetzten oder vor- 
geschlagenen Instrumente, die Städtebauförderung, ein verbesser- 
tes Planungsrecht und die Einbeziehung des innerstädtischen 
Einzelhandels in die Investitionszulage sind dafür nicht ausreichend. 

Es bedarf vielmehr einer Konzentration der Fördermittel auf die 
innerstädtischen Gebiete und die ortsansässigen kleinen und mitt- 
leren Gewerbebetriebe. 

Um eine langfristig selbsttragende wirtschaftliche Entwicklung 
in den neuen Ländern zu erreichen, muß vorrangig das „kleine 
Kapital" vor Ort gefördert werden 

Das Fördergebietsgesetz begünstigt ausschließlich Investitionen 
von Eigentümern mit hohem Steueraufkommen. Da ostdeutsche 
Wohnungs- und Gewerbeeigentümer das Gesetz mangels ent- 
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sprechender Gewinne, Einkommen oder Vermögen kaum nutzen 
können und alternative Fördermöglichkeiten nicht in ausreichen- 
dem Umfang zur Verfügung stehen, sehen sie sich vielfach 
genötigt, ihre Grundstücke an westdeutsche Anleger zu verkau- 
fen. So wird ein fortgesetzter Kapital- und Eigentumstransfer von 
Ost nach West gefördert. Um eine dauerhafte und tragfähige wirt- 
schaftliche Entwicklung der neuen Länder zu erreichen, müssen 
bevorzugt das einheimische „kleine" Kapital und die ortsansässi- 
gen Eigentümer- und Investorehschaft gefördert und gestärkt wer- 
den. 

Mittelfristig kommt die Bauwirtschaft in den neuen Ländern nicht 
ohne die Mobilisierung von „westdeutschem" Kapital aus. Doch 
die Förderung muß so gestaltet werden, daß ein weiterer Eigen- 
tumstransfer verhindert und Wertzuwächse und Gewinne ost- 
deutschen Investoren und Eigentümern zugute kommen. 

Öffentliche Fördermittel dürfen nicht preistreibend und markt- 
verzerrend wirken 

Die heutigen Sonderabschreibungen fördern eine anonyme Ei- 
gentümerstruktur aus Kapitalgesellschaften oder Immobilien- 
fonds, deren einzelne Anleger häufig weder das Objekt noch die 
Bedingungen vor Ort kennen. Ausschlaggebend für die Investiti- 
onsentscheidung ist häufig mehr die Steuerersparnis als eine ge- 
sicherte Rendite. Ob das Objekt wirtschaftlich genutzt oder ver- 
mietet werden kann, kann der einzelne Anleger kaum beurteilen. 
Häufig kommen dazu völlig überhöhte Baukosten, hohe Auf- 
schläge für Projektentwickler oder Nebenleistungen und Mietkal- 
kulationen, die auf dem regionalen Markt nicht zu realisieren sind. 
Für die Anleger werden diese Investitionen daher zu einem un- 
kalkulierbaren Risiko. Die überhöhten Preise für Boden, Baulei- 
stungen und Mietkalkulationen wirken jedoch auf das Marktge- 
schehen in den einzelnen Regionen zurück. Lokale und regionale 
Investoren werden dadurch doppelt benachteiligt, sie können in 
der Regel die Abschreibungsmöglichkeiten des Fördergebietsge- 
setzes selbst nicht nutzen, müssen aber eigene Investitionen in- 
nerhalb eines Marktes tätigen, der durch überhöhte Subventionen 
verzerrt und überteuert worden ist. 


Die steuerliche Bauförderung für die neuen Länder muß umge- 
staltet werden zugunsten' sinnvoller Investitionen in den Innen- 
bereichen und zugunsten der Stärkung und Entwicklung der In- 
vestoren- und Eigentümerstruktur vor Ort 

- Das Fördervolumen muß gezielt in arbeitsintensive, bisher 
brachliegende Sektoren wie die Altbauerneuerung, die Stadt- 
entwicklung und die Revitalisierung der Großsiedlungen ge- 
leitet werden. 

- Fördermodelle müssen die Eigentümer, Investoren und Wirt- 
schaftsstrukturen „vor Ort" nachhaltig stärken, um das Fun- 
dament für eine sich selbst tragende wirtschaftliche Entwick- 
lung zu bilden. Die Förderung soll vor allem kleinen 
ostdeutschen Eigentümern, kommunalen Wohnungsbauge- 
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Seilschaften und Genossenschaften sowie dem ostdeutschen 
Klein- und Mittelgewerbe zugute kommen. 

- Die Umstellung der Förderung muß so schnell erfolgen, daß 
weiteren Fehlentwicklungen der Siedlungs- und Eigentümer- 
struktur noch wirksam entgegengesteuert werden kann und 
Übersubventionen wirksam begrenzt werden. Gleichzeitig 
muß die Umgestaltung der Förderung in einem zeitlichen Rah- 
men erfolgen, der „Schockwirkungen" auf die Konjunktur ver- 
hindert und Investoren Planungssicherheit gibt. 

- Die Umgestaltung der Förderung muß zu einer Verstetigung 
der Baukonjunktur beitragen, eine Weiterführung der bisher 
durch das auslaufende KfW-Programm geförderten Erneue- 
rung des Bestandes garantieren und das bisherige Volumen der 
Fördergebietssubventionen für ökonomisch, siedlungsstruktu- 
rell und ökologisch sinnvolle Investitionen nutzen. 


Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

einen Novellierungsvorschlag für das Fördergebietsgesetz vorzu- 
legen, das folgenden Eckwerten entspricht: 

I. Es wird ein Fördergebietsdarlehen zur Kapitalsammlung für 
die ostdeutsche Wohnungswirtschaft und für eigengewerbli- 
che Bauinvestitionen mit 5 Mrd. DM Jahresvolumen nach dem 
Vorbild des § 17 des Berlinförderungsgesetzes und des § 7 
EStG in der Bundesrepublik Deutschland der 50er Jahre initi- 
iert. Gefördert werden Modernisierungs- und Instandset- 
zungsvorhaben nach folgenden Vorgaben: 

1. Steuerermäßigung für Kapitalgeber 

Bei unbeschränkt Steuerpflichtigen im Sinne des Einkom- 
mensteuergesetzes, die Fördergebietsdarlehen mit einer 
Laufzeit von mindestens zehn Jahren nach den folgenden 
Bestimmungen gewähren, ermäßigt sich die Einkommen- 
steuer für den Veranlagungszeitraum der Darlehensge- 
währung um folgende Sätze: 

a) bei Darlehen mit einer Laufzeit von mindestens 25 Jah- 
ren bis zu 20 % des Darlehensbetrags. Die Steuer- 
ermäßigung darf über den gesamten Veranlagungs- 
zeitraum die Höhe des Darlehensbetrags nicht 
überschreiten; 

b) bei Darlehen mit einer Laufzeit von mindestens 15 Jah- 
ren bis zu 15 % des Darlehensbetrags. Die Steuerer- 
mäßigung darf über den gesamten Veranlagungszeit- 
raum 75 % des Darlehensbetrags nicht überschreiten; 

c) bei Darlehen mit einer Laufzeit von mindestens 10 Jah- 
ren, bis zu 10 %. Die Steuerermäßigung darf über den 
gesamten Veranlagungszeitraum den hälftigen Darle- 
hensbetrag nicht überschreiten. 
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Die Einkommensteuerermäßigung beträgt jeweils maximal 
50 % der Einkommensteuer, die sich ohne die Darlehens- 
gewährung ergeben würde. 

Der Darlehensgeber darf in einem Veranlagungszeitraum 
nicht gleichzeitig Sonderabschreibungen nach den §§ 1 bis 5 
des Fördergebietsgesetzes und Einkommensteuerermäßi- 
gungen für die Hingabe von Fördergebietsdarlehen in An- 
spruch nehmen. 

2. Zinsen und Tilgung 

Den Darlehensnehmern und den Darlehensgebern wird ein 
Zinssatz eingeräumt, der jeweils einen Prozentpunkt über 
dem zum Bewilligungszeitpunkt gültigen Diskontsatz der 
Deutschen Bundesbank liegt. 

Darlehen sind jährlich mit höchstens gleichen Jahresbeträ- 
gen zu tilgen, bei denen sich infolge der laufenden Tilgung 
der Zinsanteil verringert und der Tilgungsanteil erhöht. Die 
Darlehen dürfen vom Darlehensgeber nicht vor Ablauf von 
zehn Jahren gekündigt werden. Wurden höhere Steuervor- 
teile gewährt, als es der Laufzeit entspricht, werden diese 
mit der nächsten Einkommensteuererklärung verrechnet. 

3. Darlehensnehmer 

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) als Kapital- 
sammelstelle hat die Darlehen weiterzugeben an: 

a) städtische Wohnungsbaugesellschaften, 

b) Wohnungsgenossenschaften, 

c) Eigentümer von Mietwohnhäusern, sofern sie natürli- 
che Personen oder Personengesellschaften sind, 

d) an kleine und mittlere Betriebe mit einem Jahresum- 
satz bis zu 500 Mio. DM für Gebäude, die mindestens 
fünf Jahre eigenbetrieblich genutzt werden, 

e) öffentliche oder gemeinnützige Träger von wohnungs- 
nahen Kultur- und Sozialeinrichtungen 

zur Finanzierung von Instandsetzungs- und Modemisie- 
rungsmaßnahmen an Gebäuden, die in dem Teil des För- 
dergebiets liegen, in dem das Grundgesetz vor dem 3. Ok- 
tober 1990 nicht gegolten hat. Die Kapitalsammelstelle hat 
sicherzustellen, daß die Antragsteller die Mittel unmittelbar 
und unverzüglich zu diesem Zweck verwenden. Anschaf- 
fungskosten können bis zur Höhe von 25 % der Instandset- 
zungs- und Modemisierungskosten gefördert werden. Vor- 
aussetzung ist, daß innerhalb eines Jahres nach dem Erwerb 
mit der Instandsetzung und Modernisierung begonnen wird. 

4. Kapitalsammelstelle 

Voraussetzung für die Steuerermäßigung ist, daß die Darle- 
hen der Kreditanstalt für Wiederaufbau (Kapitalsammel- 
stelle) nach dem 31. September 1996 und vor dem 1. Janu- 
ar 2007 gewährt werden. 
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Der Zeitpunkt der Gewährung der Darlehen, ihre Höhe, die 
Laufzeit und die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung 
werden durch eine Bescheinigung der Kapitalsammelstel- 
le nachgewiesen. 

Die Kapitalsammelstellen haben den Abschuß von Darle- 
hensverträgen abzulehnen, wenn die in dem j eweiligen Ka- 
lendeijahr für diesen Zweck bereits aufgenommenen 
Darlehen den Betrag von insgesamt 5 Mrd. DM erreicht ha- 
ben oder wenn der Bedarf an Darlehen gedeckt ist. 

Die Kapitalsammelstellen haben die Entgelte für die Zu- 
führung von Mitteln aus den Darlehen so festzulegen, daß 
die Rückzahlung und Verzinsung der Darlehen gewährlei- 
stet erscheint. 

5. Richtlinie 

Die Vergabe und die Verwaltung der Mittel aus den Darle- 
hen erfolgt nach einer Richtlinie, die das Bundesministeri- 
um für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und 
mit Zustimmung des Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages erläßt. 

Die Richtlinie muß dem Ziel der Sicherung bezahlbarer 
Mieten bei gleichzeitiger Aktivierung umfassender Inve- 
stitionen zur Erneuerung und Verbesserung der Bausub- 
stanz dienen. 

Sie hat Prioritäten festzulegen, wonach Darlehen bevorzugt 
an Investoren in innerstädtischen Gebieten, insbesondere 
Sanierungs- und Untersuchungsgebieten vergeben werden. 

Als Voraussetzung für die Darlehensgewährung sind Min- 
destanforderungen für Investitionen zur Energieeinsparung 
(Wärmedämmung, energiesparende und umweltfreundli- 
che Heiztechnik, Verwendung regenerativer Energien) so- 
wie für die Verwendung umweltfreundlicher Baustoffe (Ver- 
bot von PVC, umweltschädüchen Dämmaterialien und 
Ortsschäume) festzulegen. 


Nach dem gültigen Gesetz läuft das Fördergebietsgesetz in folgenden Schritten 

aus: 

a) Für alle bis Ende 1996 fertiggestellten oder vollständig angezahlten Investi- 
tionen beträgt die Steuervergünstigung 50 % (Ist die volle Investitionssum- 
me angezahlt worden, können auch Investitionen, die später fertiggestellt 
werden, in vollem Umfang mit* 50 % abgeschriebeh werden. Voraussetzung 
ist, daß ein notarieller Kaufvertrag vorliegt und das Objekt nach dem Bau- 
zeitenplan voraussichtlich 1997 fertig wird). 

b) Bei bis Ende 1998 hergestellten oder angeschafften Gebäude beträgt die 
Steuervergünstigung 

40 % für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens und selbst- 
genutzte Gewerbebauten im verarbeitenden Gewerbe, 

40 % für den Erwerb und die Modernisierung von zu Wohnzwecken ge- 
nutzten Altbauten, 

25 % für Mietwohnungsneubau, 

20 % für alle anderen Gewerbebauten. 

Anzahlungen und Teilherstellungskosten werden in gleicher Höhe begün- 
stigt. 

c) Ab 1999 können nur noch Steuervergünstigungen in Anspruch genommen 
werden, wenn in den vorangegangenen Jahren bereits Anzahlungen oder 
Teilherstellungskosten entstanden sind. 
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11. Die bisherige steuerliche „Gießkannenförderung" nach dem 
Fördergebietsgesetz wird schneller als im Jahressteuergesetz 
1996 stufenweise reduziert^^ Steuerrechtliche Sonderver- 
günstigungen im Zusammenhang mit der Fördergebiets- 
Abschreibung und Kumulationsmöglichkeiten werden ein- 
geschränkt. 

1. Die Reduktion der Fördersätze nach dem Fördergebiets- 
gesetz wird in folgenden Schritten vorgenommen: 

- Ab 1997 betragen die Abschreibesätze für Mietwoh- 
nungsneubauten und Gewerbebauten, die nicht von 
einem Betrieb des verarbeitenden Gewerbes eigenbe- 
trieblich genutzt werden, maximal 10 % der Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten. 

- Ab 1998 werden die Abschreibesätze für Anschaffung 
und Modernisierung von Mietwohnungsaltbauten auf 
maximal 20 % der Anschaf fungs- oder Herstellungsko- 
sten begrenzt. 

- Die Abschreibesätze für bewegliche Güter des Anla- 
gevermögens und für eigenbetrieblich genutzte Ge- 
werbebauten verarbeitender Betriebe bleiben unver- 
ändert (40 %). 

Ausgenommen von der Reduktion der Fördersätze sind 
Bauvorhaben, für die vor dem 1. Januar 1997 bzw 1. Janu- 
ar 1998 (Modernisierung) eine Baugenehmigung beantragt 
oder ein Kaufvertrag abgeschlossen wurde. Für diese kön- 
nen unverändert 20 % (Gewerbebauten) bzw. 25 % (Miet- 
wohnungsneubauten) und 40 % (Modernisierung) in An- 
spruch genommen werden. 

2. Sondervergünstigungen im Zusammenhang mit der För- 
dergebietsabschreibung und Kumulationsmöglichkeiten 
werden wie folgt beschränkt: 

- Ab 1. Januar 1997 entfällt die Möglichkeit, bereits für 
Anzahlungen und Teilherstellungskosten vor Baube- 
ginn Sonderabschreibungen in Anspruch zu nehmen. 

- Die Sonderregelung für die vorgezogene Geltendma- 
chung negativer Einkünfte aus Vermietung und Ver- 
pachtung (§ 37 Abs. 3 Satz 8 EStG) wird gestrichen. Ne- 
gative Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
werden erst im Kalenderjahr nach der Anschaffung 
oder Herstellung berücksichtigt. 

- Die gleichzeitige Inanspruchnahme von Steuervergün- 
stigungen nach dem Fördergebietsgesetz und nach § 7 
Abs. 5 EStG (Degressive Abschreibung für Mietwoh- 
nungsneubau) wird ausgeschlossen. 

Ausgenommen sind jeweils Gebäude, für die vor dem 
1. Jaunar 1997 ein Bauantrag gestellt oder ein Kaufvertrag 
abgeschlossen wurde. 
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3. Kosten 

Für das Fördergebietsdarlehen entstehen geschätzte 
jährliche Steuermindereinnahmen von rd. 1 Mrd. DM, 
über die gesamte Laufzeit sind das rd. 10 Mrd. DM. Damit 
wird ein Kreditvolumen von jährlich 5 Mrd. DM, gesamt 
50 Mrd. DM erzielt. 

Dem stehen Steuermehreinnahmen aus der Begrenzung 
des Fördergebietsgesetzes von rd. 1,7 Mrd. DM in 1997 und 
von grob geschätzten 4 bis 5 Mrd. DM in den Folgejahren 
gegenüber. 

Über die gesamte Laufzeit bis 2006 entstehen also zusam- 
men Steuermindereinnahmen von 3 Mrd. DM, pro Jahr im 
Durchschnitt 300 Mio. DM. 

Zusätzlich werden Haushaltsmittel für die notwendige 
Weiterführung des KfW-Wohnraummodernisierungspro- 
gramms für die neuen Länder (60-Mrd. -Programm) einge- 
spart (Bei einem Kreditvolumen von 50 Mrd. DM müßten 
aus Haushaltsmitteln rd. 11 Mrd. DM finanziert werden). 

Bonn, den 19. Juni 1996 

Franziska Eichstädt-Bohlig 
Werner Schulz (Berlin) 

Christine Scheel 
Antje Hermenau 
Andrea Fischer (Berlin) 

Steffi Lemke 
Vera Lengsfeld 
Gerd Poppe 

Margareta Wolf (Frankfurt) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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